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§ 1 Geltungsbereich 

1. Diese Einkaufsbedingungen finden Anwen-
dung gegenüber Unternehmern, juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts und öffent-
lich-rechtlichen Sondervermögen.  

2. Alle Lieferungen, Leistungen und Angebote 
unserer Lieferanten erfolgen ausschließlich 
aufgrund dieser Allgemeinen Einkaufsbedin-
gungen. Sie gelten auch für alle zukünftigen 
Lieferungen, Leistungen oder Angebote an 
den Auftraggeber, selbst wenn sie nicht noch-
mals gesondert vereinbart werden.  

3. Geschäftsbedingungen unserer Lieferanten 
oder Dritter finden keine Anwendung, auch 
wenn wir ihrer Geltung im Einzelfall nicht ge-
sondert widersprechen. Selbst wenn wir auf 
ein Schreiben Bezug nehmen, das Geschäfts-
bedingungen des Lieferanten oder eines Drit-
ten enthält oder auf solche verweist, liegt darin 
kein Einverständnis mit der Geltung jener Ge-
schäftsbedingungen. 

§ 2 Allgemeine Bestimmungen 

1. Die Vertragspartner werden mündliche Ver-
einbarungen unverzüglich im Einzelnen 
schriftlich bestätigen. Soweit in diesen Ein-
kaufsbedingungen die Schriftform vorgesehen 
oder verlangt ist, genügt die Textform (§ 126b 
BGB) zur Wahrung des Schriftformerforder-
nisses. 

2. Sollten einzelne Teile dieser Einkaufsbedin-
gungen unwirksam sein oder werden, wird die 
Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen hier-
durch nicht beeinträchtigt.  

3. RIBE ist zur fristlosen Kündigung des Ver-
trages berechtigt, wenn ein wichtiger Grund 
hierfür vorliegt. Ein wichtiger Grund liegt ins-
besondere dann vor, wenn nach Vertrags-
schluss erkennbar wird, dass unsere unter 
dem Vertrag begründeten Lieferansprüche 
durch mangelnde Leistungsfähigkeit des Lie-
feranten gefährdet werden und der Lieferant 
trotz Aufforderung nicht innerhalb einer ange-
messenen Frist seine Leistungsfähigkeit 
glaubhaft versichert. Gesetzliche Kündigungs- 
und Rücktrittsrechte bleiben unberührt. 

§ 3 Bestellungen und Aufträge 

1. Bestellungen bedürfen der Schriftform. 
Nimmt der Lieferant unsere Bestellung nicht 
innerhalb von 14 Tagen seit Zugang an, so 
sind wir zu deren Widerruf berechtigt. 

2. Lieferabrufe werden spätestens verbindlich, 
wenn der Lieferant nicht binnen drei Werkta-
gen seit Zugang widerspricht. 

3. Weicht die Auftragsbestätigung von der Be-
stellung ab, so ist RIBE nur gebunden, wenn 
RIBE der Abweichung in Textform zugestimmt 
hat.  

4. Wir können Änderungen des Liefergegen-
standes und/oder der Liefertermine verlangen, 
es sei denn, diese wären für den Lieferanten 
unzumutbar. Dabei sind die Auswirkungen, 
insbesondere hinsichtlich der Mehr- und Min-
derkosten sowie der Liefertermine angemes-
sen einvernehmlich zu regeln. 

§ 4 Lieferzeit 

1. Die von uns in der Bestellung angegebene 
oder auch sonst nach diesen Allgemeinen Ein-
kaufsbedingungen maßgebliche Lieferzeit 
(Liefertermin oder -frist) ist bindend. Vorzeitige 
Lieferungen sind nicht zulässig. 

2. Der Lieferant ist verpflichtet, uns unverzüg-
lich schriftlich zu informieren, wenn Umstände 
eintreten oder erkennbar werden, wonach die 
Lieferzeit nicht eingehalten werden kann. 

3. Wir sind berechtigt, bei Lieferverzögerun-
gen nach vorheriger schriftlicher Mahnung ge-
genüber dem Lieferanten für jede angefan-
gene Woche des Lieferverzuges eine Ver-
tragsstrafe i.H.v. 0,5 %, maximal 5,00 %, des 
jeweiligen Auftragswertes zu verlangen. Die 
Vertragsstrafe ist auf den vom Lieferanten zu 
ersetzenden Verzugsschaden anzurechnen. 

4. Im Falle des Lieferverzugs stehen uns un-
eingeschränkt die gesetzlichen Ansprüche zu, 
wobei wir erst nach fruchtlosem Ablauf einer 
angemessenen Nachfrist ein Rücktrittsrecht 
ausüben oder Ansprüche auf Schadensersatz 
statt der Leistung geltend machen können. 

5. Sofern verbindliche Liefertermine und -fris-
ten aus Gründen, die der Lieferant nicht zu 
vertreten hat, nicht eingehalten werden kön-
nen (Nichtverfügbarkeit der Leistungen), hat 
der Lieferant uns hierüber unverzüglich zu in-
formieren und gleichzeitig neue Liefertermine 
bzw. -fristen mitzuteilen. Ist die Leistung auch 
innerhalb einer angemessenen neuen Liefer-
frist nicht verfügbar, sind wir berechtigt, ganz 
oder teilweise vom Vertrag zurückzutreten. 

§ 5 Gefahrübergang und Versand 

1. Sofern in den jeweiligen Bestellungen nicht 
abweichend geregelt, erfolgen Lieferungen 
DDP Schwabach bzw. vertraglich vereinbarter 
Empfangsstelle gemäß Incoterms 2020. 

2. Die Gefahr des zufälligen Untergangs und 
der zufälligen Verschlechterung der Sache 
geht mit Übergabe am Erfüllungsort auf uns 
über. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, ist 
diese für den Gefahrübergang maßgebend. 
Auch im Übrigen gelten bei einer Abnahme die 
gesetzlichen Vorschriften des Werkvertrags-
rechts entsprechend. Der Übergabe bzw. Ab-
nahme steht es gleich, wenn wir uns im An-
nahmeverzug befinden. 

3. Für Stückzahlen, Gewichte und Maße sind, 
vorbehaltlich eines anderweitigen Nachwei-
ses, die von uns bei der Wareneingangskon-
trolle ermittelten Werte maßgebend. 

4. Die Waren sind ordnungsgemäß zu verpa-
cken. 

5. Der Lieferung ist ein Lieferschein unter An-
gabe von Datum (Ausstellung und Versand), 
Inhalt der Lieferung (Artikelnummer und An-
zahl) sowie unserer Bestellkennung (Datum 
und Nummer) beizulegen. Fehlt der Liefer-
schein oder ist er unvollständig, so haben wir 
hieraus resultierende Verzögerungen der Be-
arbeitung und Bezahlung nicht zu vertreten. 
Getrennt vom Lieferschein ist uns eine ent-
sprechende Versandanzeige mit dem glei-
chen Inhalt zuzusenden. 

6. Die An- bzw. Abnahme, auch durch von 
RIBE beauftragte Dritte, erfolgt stets unter 
Vorbehalt sämtlicher Rechte, insbesondere 
aus mangelhafter oder verspäteter Lieferung. 
Wird die An- bzw. Abnahme durch Umstände 
höherer Gewalt verhindert oder erheblich er-
schwert, ist RIBE berechtigt, die An- bzw. Ab-
nahme für die Dauer dieser Umstände hinaus-
zuschieben.  

7. Rücknahmepflichtige Transportverpackun-
gen, Umverpackungen oder wiederverwend-
bare Verpackungen hat der Lieferant unent-
geltlich zurückzunehmen. 

§ 6 Preise und Rechnungen 

1. Der in der Bestellung ausgewiesene Preis 
ist bindend. Alle Preise verstehen sich ein-
schließlich gesetzlicher Umsatzsteuer, wenn 
diese nicht gesondert ausgewiesen ist. 

2. Sofern im Einzelfall nicht etwas anderes 
vereinbart ist, schließt der Preis alle Leistun-
gen und Nebenleistungen des Lieferanten 
(z.B. Montage, Einbau) sowie alle Nebenkos-
ten (z.B. ordnungsgemäße Verpackung, 
Transportkosten einschließlich evtl. Trans-
port- und Haftpflichtversicherung) ein. 

3. In sämtlichen Rechnungen sind unsere Be-
stellnummern, die Artikel-Nrn., Liefermenge 
und Lieferanschrift anzugeben. Sollten eine o-
der mehrere dieser Angaben fehlen und sich 
dadurch im Rahmen unseres normalen Ge-
schäftsverkehrs die Bearbeitung durch uns 
verzögern, verlängern sich die in § 7 genann-
ten Zahlungsfristen um den Zeitraum der Ver-
zögerung. Rechnungszweitschriften sind als 
Duplikate zu kennzeichnen. 

§ 7 Zahlungen 

1. Die Zahlung erfolgt nach Zugang der Rech-
nung und Wareneingang innerhalb von 14 Ta-
gen unter Abzug von 3,00 % Skonto oder in-
nerhalb von 30 Tagen netto. 

2. Aufrechnungs- und Zurückbehaltungs-
rechte sowie die Einrede des nicht erfüllten 
Vertrages stehen uns in gesetzlichem Umfang 
zu. Wir sind insbesondere berechtigt, fällige 
Zahlungen zurückzuhalten, solange uns noch 
Ansprüche aus unvollständigen oder mangel-
haften Leistungen gegen den Lieferanten zu-
stehen. 

3. Der Lieferant hat ein Aufrechnungs- oder 
Zurückbehaltungsrecht nur wegen rechtskräf-
tig festgestellter oder unbestrittener Gegenfor-

derungen. 

3. Zahlungen bedeuten keine Anerkennung 
der Lieferungen oder Leistungen als vertrags-
gemäß. 

4. Vorauszahlungen von RIBE hat der Auftrag-
nehmer auf Aufforderung von RIBE durch Bei-
bringung einer Anzahlungsbürgschaft abzusi-
chern. 

§ 8 Mängelhaftung 

1. Für unsere Rechte bei Sach- und Rechts-
mängeln der Ware (einschließlich Falsch- und 
Minderlieferung sowie unsachgemäßer Mon-
tage, mangelhafter Montage-, Betriebs- oder 
Bedienungsanleitung) und bei sonstigen 
Pflichtverletzungen durch den Lieferanten gel-
ten die gesetzlichen Vorschriften, soweit 
nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. 

2. Die Ware muss die vereinbarten Spezifika-
tionen und das, was bei Kenntnis des Einsatz-
zweckes vom Lieferant vorausgesetzt werden 
muss, mindestens jedoch die zwingenden ge-
setzlichen Anforderungen und den Stand der 
Technik erfüllen. Entscheidend für den ver-
tragsgemäßen Zustand der Ware ist der Zeit-
punkt des Gefahrübergangs. 

3. Für die kaufmännische Untersuchungs- und 
Rügepflicht gelten die gesetzlichen Vorschrif-
ten (§§ 377, 381 HGB) mit folgender Maß-
gabe: Unsere Untersuchungspflicht be-
schränkt sich auf Mängel, die bei unserer Wa-
reneingangskontrolle unter äußerlicher Begut-
achtung einschließlich der Lieferpapiere offen 
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zu Tage treten (z.B. Transportbeschädigun-
gen, Falsch- und Minderlieferung) oder bei un-
serer Qualitätskontrolle im Stichprobenverfah-
ren erkennbar sind. Soweit eine Abnahme ver-
einbart ist, besteht keine Untersuchungs-
pflicht. Im Übrigen kommt es darauf an, inwie-
weit eine Untersuchung unter Berücksichti-
gung der Umstände des Einzelfalls nach ord-
nungsgemäßem Geschäftsgang tunlich ist. 
Unsere Rügepflicht für später entdeckte Män-
gel bleibt unberührt. Unbeschadet unserer Un-
tersuchungspflicht gilt unsere Rüge (Mängel-
anzeige) jedenfalls dann als unverzüglich und 
rechtzeitig, wenn sie innerhalb von sieben Ar-
beitstagen ab Entdeckung bzw., bei offen-
sichtlichen Mängeln, ab Lieferung abgesendet 
wird. 

4. Ist der Auftragnehmer nicht selbst Hersteller 
der von ihm zu liefernden Ware, wird er die 
Waren vor Auslieferung selbst vollständig auf 
Sach- und Rechtsmängel hin untersuchen.  

5. Bei seinen Lieferungen hält der Lieferant 
die jeweils geltenden gesetzlichen Regelun-
gen der Europäischen Union (EU) und der 
Bundesrepublik Deutschland ein. Dies gilt z.B. 
– soweit einschlägig – für die REACH-Verord-
nung (Verordnung EG Nr. 1907/2006), das 
Elektro- und Elektronikgerätegesetz (Elekt-
roG), die Elektro- und Elektronikgeräte-Stoff-
Verordnung (ElektroStoffV) und die Altfahr-
zeug-Verordnung (AltfahrzeugV) als deutsche 
Umsetzungen der EU-Richtlinien 2011/65/EU 
(RoHS 2), 2012/19/EU (WEEE-Richtlinie) so-
wie der EU-Richtlinie 2000/53/EG. 

Der Lieferant wird uns über relevante, durch 
gesetzliche Regelungen, insbesondere durch 
die REACH-Verordnung, verursachte Verän-
derungen der Ware, ihrer Lieferfähigkeit, Ver-
wendungsmöglichkeit oder Qualität unverzüg-
lich informieren und im Einzelfall geeignete 
Maßnahmen mit uns abstimmen. Entspre-
chendes gilt, sobald und soweit der Lieferant 
erkennt, dass es zu solchen Veränderungen 
kommen wird. 

6. Unbeschadet unserer gesetzlichen Rechte 
gilt: Kommt der Lieferant seiner Verpflichtung 
zur Nacherfüllung – nach unserer Wahl durch 
Beseitigung des Mangels (Nachbesserung) o-
der durch Lieferung einer mangelfreien Sache 
(Ersatzlieferung) – innerhalb einer von uns ge-
setzten, angemessenen Frist nicht nach, so 
können wir den Mangel selbst beseitigen und 
vom Lieferant Ersatz der hierfür erforderlichen 
Aufwendungen bzw. einen entsprechenden 
Vorschuss verlangen. Ist die Nacherfüllung 
durch den Lieferanten fehlgeschlagen oder für 
uns unzumutbar (z.B. wegen besonderer 
Dringlichkeit, Gefährdung der Betriebssicher-
heit oder drohendem Eintritt unverhältnismä-
ßiger Schäden) bedarf es keiner Fristsetzung; 
von derartigen Umständen werden wir den 
Lieferanten unverzüglich, nach Möglichkeit 
vorher, unterrichten. 

7. Die wechselseitigen Ansprüche der Ver-
tragsparteien verjähren nach den gesetzlichen 
Vorschriften, soweit nachfolgend nichts ande-
res bestimmt ist. Abweichend von § 438 
Abs. 1 Nr. 3 BGB bzw. § 634a Abs. 1 Nr. 3 
BGB beträgt die allgemeine Verjährungsfrist 
für Mängelansprüche 36 Monate ab Gefahr-
übergang. Soweit eine Abnahme vereinbart 
ist, beginnt die Verjährung mit der Abnahme. 
Die Verjährungsfrist gilt entsprechend auch für 
Ansprüche aus Rechtsmängeln, wobei die ge-
setzliche Verjährungsfrist für dingliche Her-
ausgabeansprüche Dritter (§ 438 Abs. 1 Nr. 1 
BGB) unberührt bleibt; Ansprüche aus 
Rechtsmängeln verjähren darüber hinaus in 

keinem Fall, solange der Dritte das Recht, ins-
besondere mangels Verjährung, noch gegen 
uns geltend machen kann. Die Verjährungs-
fristen des Kaufrechts einschließlich vorste-
hender Verlängerung gelten, im gesetzlichen 
Umfang, für alle vertraglichen Mängelansprü-
che. Soweit uns wegen eines Mangels auch 
außervertragliche Schadensersatzansprüche 
zustehen, gilt hierfür die regelmäßige gesetz-
liche Verjährung (§§ 195, 199 BGB), wenn 
nicht die Anwendung der Verjährungsfristen 
des Kaufrechts im Einzelfall zu einer längeren 
Verjährungsfrist führt. 

8. Die zum Zwecke der Prüfung und Nacher-
füllung erforderlichen Aufwendungen trägt der 
Lieferant auch dann, wenn sich herausstellt, 
dass tatsächlich kein Mangel vorlag. Unsere 
Schadensersatzhaftung bei unberechtigtem 
Mängelbeseitigungsverlangen bleibt unbe-
rührt; insoweit haften wir jedoch nur, wenn wir 
erkannt oder grob fahrlässig nicht erkannt ha-
ben, dass kein Mangel vorlag.  

§ 9 Lieferantenregress 

1. Unsere gesetzlich bestimmten Regressan-
sprüche innerhalb einer Lieferkette (Lieferan-
tenregress gemäß §§ 445a, 445b, 478 BGB) 
stehen uns neben den Mängelansprüchen un-
eingeschränkt zu. Wir sind insbesondere be-
rechtigt, genau die Art der Nacherfüllung 
(Nachbesserung oder Ersatzlieferung) vom 
Lieferant zu verlangen, die wir unserem Ab-
nehmer im Einzelfall schulden. Unser gesetz-
liches Wahlrecht (§ 439 Abs. 1 BGB) wird hier-
durch nicht eingeschränkt. 

2. Bevor wir einen von unserem Abnehmer 
geltend gemachten Mangelanspruch (ein-
schließlich Aufwendungsersatz gemäß 
§§ 445a Abs. 1, 439 Abs. 2 und 3 BGB) aner-
kennen oder erfüllen, werden wir den Liefe-
ranten benachrichtigen und unter kurzer Dar-
legung des Sachverhalts um schriftliche Stel-
lungnahme bitten. Erfolgt eine substantiierte 
Stellungnahme nicht innerhalb angemessener 
Frist und wird auch keine einvernehmliche Lö-
sung herbeigeführt, so gilt der von uns tat-
sächlich gewährte Mangelanspruch als unse-
rem Abnehmer geschuldet. Dem Lieferanten 
obliegt in diesem Fall der Gegenbeweis. 

3. Unsere Ansprüche aus Lieferantenregress 
gelten auch dann, wenn die mangelhafte 
Ware durch uns oder einen anderen Unter-
nehmer, z.B. durch Einbau in ein anderes Pro-
dukt, weiterverarbeitet wurde. 

§ 10 Produkthaftung 

1. Der Lieferant ist für alle von Dritten wegen 
Personen- oder Sachschäden geltend ge-
machten Ansprüche verantwortlich, die auf ein 
von ihm geliefertes fehlerhaftes Produkt zu-
rückzuführen sind, und ist verpflichtet, uns von 
der hieraus resultierenden Haftung freizustel-
len. Sind wir verpflichtet, wegen eines Fehlers 
eines vom Lieferanten gelieferten Produktes 
eine Rückrufaktion gegenüber Dritten durch-
zuführen, trägt der Lieferant sämtliche mit der 
Rückrufaktion verbundenen Kosten. 

2. Ziffer 1. gilt entsprechend, soweit Produkt-
fehler auf Lieferungen oder Leistungen von 
Vorlieferanten oder Subunternehmern des 
Auftragnehmers zurückzuführen sind. 

3. Der Auftragnehmer hat sich ausreichend, 
mindestens jedoch in Höhe von 
10.000.000,00 Euro, gegen Produkthaftungs-
risiken einschließlich Rückrufaktionen zu ver-
sichern und RIBE dies auf Verlangen jederzeit 
nachzuweisen. 

§ 11 Weitergabe von Aufträgen an 
Dritte 

Die Weitergabe von Aufträgen an Dritte ist 
ohne schriftliche Zustimmung von RIBE unzu-
lässig und berechtigt RIBE, ganz oder teil-
weise vom Vertrag zurückzutreten sowie 
Schadensersatz zu verlangen. 

§ 12 Schutzrechte 

1. Der Lieferant steht nach Maßgabe von Zif-
fer 2. dafür ein, dass von ihm gelieferte Pro-
dukte keine Schutzrechte Dritter in Ländern 
der Europäischen Union, der Schweiz, der 
Türkei, Großbritannien und - soweit dem Lie-
feranten mitgeteilt - anderen Ländern, in de-
nen er die Produkte herstellt oder herstellen 
lässt, verletzt werden.  

2. Der Lieferant ist verpflichtet, uns von allen 

Ansprüchen freizustellen, die Dritte gegen uns 
wegen der in Ziffer 1. genannten Verletzung 
von gewerblichen Schutzrechten erheben, 
und uns alle notwendigen Aufwendungen im 
Zusammenhang mit dieser Inanspruchnahme 
zu erstatten. Dies gilt nicht, soweit der Liefe-
rant nachweist, dass er die Schutzrechtsver-
letzung weder zu vertreten hat noch bei An-
wendung kaufmännischer Sorgfalt zum Zeit-
punkt der Lieferung hätte kennen müssen. 

§ 13 Zoll- und steuerrechtliche Best-
immungen 

1. Nach gesetzlichen Vorschriften erforderli-
che oder von uns angeforderte Ursprungs-
nachweise wird der Lieferant mit allen erfor-
derlichen Angaben versehen und ordnungs-
gemäß unterzeichnet unverzüglich zur Verfü-
gung stellen. Der Lieferant wird uns unverzüg-
lich und unaufgefordert schriftlich unterrichten, 
wenn die Angaben in den Ursprungsnachwei-
sen für die gelieferten Waren nicht mehr zu-
treffen. 

2. Entsprechendes gilt für umsatzsteuerrecht-
liche Nachweise bei Auslands- und innerge-
meinschaftlichen Lieferungen.  

3. Der Lieferant wird uns unverzüglich infor-
mieren, wenn eine Lieferung ganz oder zum 
Teil Exportbeschränkungen nach deutschem 
oder einem sonstigen Recht unterliegt. 

4. Der Lieferant ist verpflichtet, uns über etwa-
ige Genehmigungspflichten und Beschrän-
kungen bei (Re-)Exporten seiner Güter ge-
mäß deutschen, europäischen, US-Ausfuhr- 
und Zollbestimmungen sowie den Ausfuhr- 
und Zollbestimmungen des Ursprungslandes 
seiner Güter in seinen Geschäftsdokumenten 
zu unterrichten und für genehmigungspflich-
tige Güter folgende Informationen rechtzeitig 
vor der ersten Lieferung zur Verfügung zu stel-
len:  

a) Warenbeschreibung, 

b) statische Warennummer (HS-Code), 

c) handelspolitischer Warenursprung der Gü-
ter und der Bestandteile seiner Güter, ein-
schließlich Technologie und Software, 

d) alle anwendbaren Ausfuhrlistennummern 
einschließlich der Export Control Classifica-
tion Number gemäß U.S. Commerce Control 
List (ECCN), und 

e) Erfordernis einer Ausfuhrgenehmigung. 

5. Auf Anforderung ist der Lieferant verpflich-
tet, uns alle weiteren Außenhandelsdaten zu 
seinen Gütern und deren Bestandteilen 
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schriftlich mitzuteilen. Ferner hat uns der Lie-
ferant unverzüglich (vor Lieferung entspre-
chender hiervon betroffener Güter) über alle 
Änderungen der vorstehenden Daten schrift-
lich zu informieren. 

§ 14 Einhaltung gesetzlicher Vorga-
ben 

1. Der Lieferant ist verpflichtet, im Zusammen-
hang mit dem Vertragsverhältnis die jeweils 
für ihn maßgeblichen gesetzlichen Bestim-
mungen einzuhalten. Dies betrifft insbeson-
dere Antikorruptions- und Geldwäschege-
setze sowie kartellrechtliche, arbeits- und um-
weltschutzrechtliche Vorschriften. 

2. Der Lieferant wird sicherstellen, dass die 
von ihm gelieferten Produkte allen maßgebli-
chen Anforderungen an das Inverkehrbringen 
in der Europäischen Union und im Europäi-
schen Wirtschaftsraum genügen. Er hat uns 
die Konformität auf Verlangen durch Vorlage 
geeigneter Dokumente nachzuweisen. 

3. Der Lieferant wird zumutbare Anstrengun-
gen unternehmen, um die Einhaltung der in 
dieser Regelung enthaltenen, den Lieferanten 
treffenden Verpflichtungen durch seine Unter-
lieferanten sicherzustellen. 

§ 15 Eigentumssicherung 

1. An von uns abgegebenen Bestellungen, 
Aufträgen sowie dem Lieferanten zur Verfü-
gung gestellten Zeichnungen, Abbildungen, 
Berechnungen, Beschreibungen und anderen 
Unterlagen behalten wir uns das Eigentum o-
der Urheberrecht vor. Der Lieferant darf sie 
ohne unsere ausdrückliche Zustimmung we-
der Dritten zugänglich machen noch selbst o-
der durch Dritte nutzen oder vervielfältigen. Er 
hat diese Unterlagen auf unser Verlangen voll-
ständig an uns zurückzugeben, wenn sie von 
ihm im ordnungsgemäßen Geschäftsgang 
nicht mehr benötigt werden oder wenn Ver-
handlungen nicht zum Abschluss eines Ver-
trages führen. Vom Lieferanten hiervon ange-
fertigte Kopien sind in diesem Fall zu vernich-
ten; ausgenommen hiervon sind nur die Auf-
bewahrung im Rahmen gesetzlicher Aufbe-
wahrungspflichten sowie die Speicherung von 
Daten zu Sicherungszwecken im Rahmen der 
üblichen Datensicherung. 

2. Werkzeuge und Modelle, die wir dem Liefe-
ranten zur Verfügung stellen oder die zu Ver-
tragszwecken gefertigt und uns durch den Lie-
feranten gesondert berechnet werden, bleiben 
in unserem Eigentum oder gehen in unser Ei-
gentum über. Der Lieferant wird sie als unser 
Eigentum kenntlich machen, sorgfältig ver-
wahren, in angemessenem Umfang gegen 
Schäden jeglicher Art absichern und nur für 
Zwecke des Vertrages benutzen. Die Kosten 
ihrer Unterhaltung und Reparatur tragen die 
Vertragspartner – mangels einer anderweiti-
gen Vereinbarung – je zur Hälfte. Soweit diese 
Kosten jedoch auf Mängel der vom Lieferan-
ten hergestellten Gegenstände oder auf den 
unsachgemäßen Gebrauch seitens des Liefe-
ranten, seiner Mitarbeiter oder sonstigen Er-
füllungsgehilfen zurückzuführen sind, sind sie 
allein vom Lieferanten zu tragen. Der Lieferant 
wird uns unverzüglich von allen nicht nur un-
erheblichen Schäden an diesen Werkzeugen 
und Modellen Mitteilung machen. Er ist nach 
Aufforderung verpflichtet, sie im ordnungsge-
mäßen Zustand an uns herauszugeben, wenn 
sie von ihm nicht mehr zur Erfüllung der mit 
uns geschlossenen Verträge benötigt werden. 

3. Eigentumsvorbehalte des Lieferanten gel-
ten nur, soweit sie sich auf unsere Zahlungs-
verpflichtung für die jeweiligen Produkte be-
ziehen, an denen der Lieferant sich das Eigen-
tum vorbehält. Insbesondere sind erweiterte 
oder verlängerte Eigentumsvorbehalte unzu-
lässig. 

4. Eine Verarbeitung, Vermischung oder Ver-
bindung (Weiterverarbeitung) von beigestell-
ten Gegenständen durch den Lieferanten wird 
für uns vorgenommen. Das gleiche gilt bei 
Weiterverarbeitung der gelieferten Ware 
durch uns, sodass wir als Hersteller gelten 
und spätestens mit der Weiterverarbeitung 
nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften 
Eigentum am Produkt erwerben. 

§ 16 Geheimhaltung 

1. Der Lieferant ist verpflichtet, die Bedingun-
gen der Bestellung sowie sämtliche ihm für 
diesen Zweck zur Verfügung gestellten Infor-
mationen und Unterlagen (mit Ausnahme von 
öffentlich zugänglichen Informationen) für ei-
nen Zeitraum von 5 Jahren nach Vertrags-
schluss geheim zu halten und nur zur Ausfüh-
rung der Bestellung zu verwenden. Er wird sie 
nach Erledigung von Anfragen oder nach Ab-
wicklung von Bestellungen auf Verlangen um-
gehend an uns zurückgeben. 

2. Ohne unsere vorherige schriftliche Zustim-
mung darf der Lieferant in Werbematerial, 
Broschüren, etc. nicht auf die Geschäftsver-
bindung hinweisen und für uns gefertigte Lie-
fergegenstände nicht ausstellen. 

3. Der Lieferant wird seine Unterlieferanten 
entsprechend dieser Regelung verpflichten. 

§ 17 Ergänzende Bestimmungen 

Soweit diese Allgemeinen Einkaufsbedingun-
gen keine Regelungen enthalten, gelten die 

gesetzlichen Bestimmungen. 

§ 18 Schlussbestimmungen 

1. Für diese Allgemeinen Einkaufsbedingun-
gen und die Vertragsbeziehung zwischen uns 
und dem Lieferanten gilt das Recht der Bun-
desrepublik Deutschland unter Ausschluss 
des UN-Kaufrechts und des internationalen 
Privatrechts. 

2. Ausschließlicher - auch internationaler Ge-
richtsstand für alle sich aus dem Vertragsver-
hältnis ergebenden Streitigkeiten ist unser Ge-
schäftssitz in Schwabach. RIBE ist jedoch in 
allen Fällen auch berechtigt, Klage am Erfül-
lungsort der Lieferverpflichtung gemäß diesen 
Allgemeinen Einkaufsbedingungen bzw. einer 
vorrangigen Individualabrede oder am allge-
meinen Gerichtsstand des Lieferanten zu er-
heben. Vorrangige gesetzliche Vorschriften, 
insbesondere zu ausschließlichen Zuständig-
keiten, bleiben unberührt.  

3. Sollte eine Bestimmung ganz oder teilweise 
unwirksam oder undurchführbar sein oder 
werden, so wird dadurch die Gültigkeit der üb-
rigen Bestimmungen nicht berührt. Das Glei-
che gilt, wenn und soweit sich in diesem Ver-
trag eine Lücke herausstellen sollte. Anstelle 
der unwirksamen oder undurchführbaren Be-
stimmung oder zur Ausfüllung der Lücke soll 
eine angemessene Regelung gelten, die, so-
weit rechtlich möglich, dem Sinn und Zweck 
der unwirksamen oder undurchführbaren Be-
stimmung oder dem mutmaßlichen Willen der 
Parteien entspricht, sofern sie diesen Punkt 
bedacht hätten. 

4. Diese Bestimmungen werden in deutscher 
und englischer Sprache ausgefertigt; im Falle 
von Abweichungen geht die deutsche Fas-
sung vor. 

 

 

 

 

 


